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Erste Fortschreibung des Flächennutzungsplans der Stadt Kitzscher  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
Verfahren der 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans der Stadt Kitzscher Stellung. Der Vorentwurf 
enthält grundsätzlich nachvollziehbare Ansätze, insbesondere die Aktualisierung des Planwerks, die Ein-
beziehung des Umweltberichts und des fortgeschriebenen Landschaftsplans sowie die Berücksichti-
gung von Klimaschutz, Freiraumsicherung und erneuerbaren Energien [FNP-Begründung, April 2026, S. 
4-9; Umweltbericht, April 2026, S. 4-10]. 

Kritisch zu beurteilen sind jedoch einzelne großflächige Neuausweisungen, vor allem im Bereich Woh-
nen sowie Gewerbe/Industrie. Aus Sicht des BUND Sachsen tragen die Unterlagen den gesetzlichen 
Anforderungen an flächensparende Siedlungsentwicklung, vorrangige Innenentwicklung, Berücksichti-
gung des Orts- und Landschaftsbildes sowie den Belangen der Klimaanpassung und des Denkmalschut-
zes in diesen Punkten bislang nicht ausreichend Rechnung [BauGB § 1 Abs. 5, § 1a Abs. 2; Gesetze im 
Internet, abgerufen 05.06.2026; FNP-Begründung, April 2026, S. 4-6; Umweltbericht, April 2026, S. 29-
34]. 

Der BUND kann der vorliegenden 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans der Stadt Kitzscher in 
der gegenwärtigen Form nicht zustimmen. Es ergehen nachstehend Forderungen sowie die zugehörigen 
Erläuterungen. 

1. Wohnbauflächen 

1.1 Wohnbauflächen W7 und W8 

Mit den Wohnbauflächen W7 und W8 werden zusammen rund 23,2 ha bislang landwirtschaftlich 
genutzter Freiflächen im Außenbereich einer Wohnnutzung zugeführt. W7 umfasst ca. 7,2 ha, W8 ca. 
16,0 ha [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 4.1, 8; Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.1, 4.4]. Beide Flächen 
liegen im Zwischenraum zwischen den bislang räumlich getrennten Siedlungskörpern Kitzscher und 
Thierbach und führen in ihrer Summe zu einem weitgehenden Zusammenwachsen beider Ortslagen 
[Planzeichnung Vorentwurf 16.04.2026; FNP-Begründung, April 2026, S. 37 ff.]. 

Die bisherige Siedlungsstruktur wird wesentlich durch einen offenen Landschaftsraum zwischen 
Kitzscher und Thierbach geprägt. Insbesondere der Bereich um Schlosspark und Schlossteich 
Thierbach sowie die Gewässerzüge von Eider-Graben und Fipperbach markieren bislang den Ortsrand 
und den Übergang in die freie Landschaft [Planzeichnung Vorentwurf 16.04.2026; FNP-Begründung 
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Anlagen, Anlage 3, lfd. Nr. 16; Landschaftsplan, April 2026, passim]. W8 schließt unmittelbar an diesen 
Bereich an. Dadurch verliert der Schlosspark seine bisherige Funktion als landschaftlich wirksamer Orts-
rand. Zugleich wird der Freiraumbezug des Ensembles deutlich geschwächt. 

Aus Sicht des BUND Sachsen ist dies unter dem Gesichtspunkt des Orts- und Landschaftsbildes sowie 
auch des Denkmalschutzes erheblich abwägungsrelevant. Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die Bauleitpla-
nung auch dazu beitragen, die städtebauliche Gestalt sowie das Orts- und Landschaftsbild baukulturell 
zu erhalten und zu entwickeln [BauGB § 1; Gesetze im Internet, abgerufen 05.06.2026]. Die Belange des 
Denkmalschutzes sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen [BauGB § 1; 
Gesetze im Internet, abgerufen 05.06.2026]. Das Schloss Thierbach mit Schlosspark ist als Kulturdenk-
mal bzw. Gartendenkmal erfasst. Auch die städtebauliche und landschaftsgestaltende Bedeutung des 
Umfelds ist damit berührt [FNP-Begründung Anlagen, Anlage 3, lfd. Nr. 16; SächsDSchG § 1; Denkmal-
netz Sachsen, abgerufen 05.06.2026; REVOSax SächsDSchG, abgerufen 05.06.2026]. 

Hinzu kommt, dass W7 und W8 nach den Unterlagen auf Flächen im Vorranggebiet Landwirtschaft lie-
gen und der Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen bereits im Umweltbericht ausdrücklich benannt 
wird [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.1]. Nach § 1a Abs. 2 BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte 
Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden; zur Verringerung zusätzlicher Flächeninan-
spruchnahme sind insbesondere Innenentwicklung, Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung her-
anzuziehen [BauGB § 1a; Gesetze im Internet, abgerufen 05.06.2026]. 

Der Umweltbericht weist darüber hinaus für W7 und W8 auf hohe Bodenfruchtbarkeiten (Bodenzahlen 
im Bereich um 57) sowie auf die Lage im Bereich der Hauptwindrichtung und im Einzugsbereich einer 
Ventilationsbahn hin [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.2, 4.4]. Negative klimatische Auswirkungen auf 
Siedlungsbereiche werden bei hohem Versiegelungsgrad ausdrücklich nicht ausgeschlossen. Verwie-
sen wird insoweit im Wesentlichen auf spätere Festsetzungen in nachgelagerten Verfahren [Umweltbe-
richt, April 2026, Kap. 4.4]. Zugleich sind nach den Unterlagen erhebliche Eingriffe in hochwertige Böden 
zu erwarten. Hierfür verweist der Umweltbericht auf die Handlungsempfehlung zur Bewertung und 
Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.2; Handlungsemp-
fehlung Sachsen, SMUL 2009 i.V.m. LfULG 2022]. Das genügt aus Sicht des BUND Sachsen für eine 
tragfähige planerische Rechtfertigung dieser großflächigen Außenbereichsentwicklung nicht. 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass die Stadt legitime Ziele verfolgt, etwa die Bereitstellung von Eigen-
heimstandorten und eine funktionale Verzahnung der Ortsteile [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 2.3, 
4.1]. Angesichts des Umfangs der geplanten Außenentwicklung, der hohen Bodenwertigkeiten, der 
Funktion des Freiraums zwischen Kitzscher und Thierbach sowie der denkmal- und klimabezogenen 
Konflikte bedarf es jedoch einer nachvollziehbaren Variantendiskussion, etwa zu einer Reduktion auf 
Teilflächen, einer zeitlichen Staffelung der Entwicklung oder der Festlegung eines dauerhaft freizuhal-
tenden Kernfreiraums [BauGB § 1a Abs. 2; Umweltbericht, April 2026, Kap. 5.9]. 

Der BUND Sachsen fordert daher, 

• die Wohnbauflächen W7 und W8 in ihrem Umfang grundlegend zu überprüfen und Varianten (zeit-
liche Staffelung, Beschränkung auf Teilflächen) darzustellen, 

• den Freiraum zwischen Kitzscher und Thierbach jedenfalls in einem deutlich wahrnehmbaren Kor-
ridor dauerhaft von Bebauung freizuhalten und zugleich als Biotop- und Klimakorridor planerisch 
zu sichern, 

• den landschaftlichen und denkmalbezogenen Schutzbereich von Schlosspark/Schlossteich 
Thierbach sowie der angrenzenden Gewässerräume planerisch stärker zu berücksichtigen, 
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• und vor einer weiteren Außenbereichsinanspruchnahme nachvollziehbar darzulegen, weshalb vor-
handene Innenentwicklungspotenziale – einschließlich der Aktivierung vorhandener Leerstände 
– nicht ausreichen. 

1.2 Wohnbaufläche W1 

Die Wohnbaufläche W1 betrifft eine bisher als Kleingartenanlage genutzte innerstädtische Grünfläche 
im Süden von Kitzscher. Der Umweltbericht ordnet die Fläche ausdrücklich als innerstädtische Grünflä-
che mit bedeutender klimatischer Ausgleichsfunktion ein und weist darauf hin, dass sie im Bereich einer 
Ventilationsbahn liegt [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.4]. Die Überplanung dieser Fläche mit Wohn-
nutzung wird dort selbst als negativ für die innerstädtischen Klimafunktionen bewertet [Umweltbericht, 
April 2026, Kap. 4.4]. 

Die Planunterlagen stellen zugleich dar, dass die Ventilationsbahn in ihrem Umfeld bereits durch beste-
hende Bebauung geschwächt ist [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.4]. Dies rechtfertigt aus Sicht des 
BUND Sachsen aber nicht, die noch verbliebene klimawirksame Grünfläche ohne vertiefte Begründung 
vollständig aufzugeben. Gerade weil W1 eine Innenentwicklungsfläche ist, liegt hier ein Abwägungskon-
flikt zwischen Siedlungsentwicklung und Klimaanpassung vor. Der Vorrang der Innenentwicklung ent-
bindet nicht von der Pflicht, klimatisch bedeutsame Grünflächen in der Abwägung besonders sorgfältig 
zu behandeln. 

Das Bundes-Klimaanpassungsgesetz enthält ein Berücksichtigungsgebot für Träger öffentlicher Aufga-
ben bei Planungen und Entscheidungen. Die Unterlagen selbst greifen diesen Maßstab auf und benen-
nen den Erhalt klimatisch wirksamer Freiflächen, Retentionsräume sowie Grün- und Wasserflächen als 
relevante Planungsziele [Umweltbericht, April 2026, S. 7-8; BMUKN, KAnG, BGBl. 2023 I Nr. 393, in Kraft 
01.07.2024]. 

Vor diesem Hintergrund ist die Inanspruchnahme von W1 vertieft zu begründen. Der BUND Sachsen 
fordert, zu prüfen, 

• ob die Fläche ganz oder teilweise als Grün- und Klimafläche (Ventilationskorridor) erhalten werden 
kann, ggf. in Kombination mit einer Aufwertung angrenzender Grünzüge oder, 

• ob die geplante Wohnnutzung deutlich reduziert werden kann. 

Hilfsweise ist auf nachgelagerter Ebene frühzeitig sicherzustellen, dass die klimatische Funktion der 
Fläche durch sehr niedrige Versiegelungsgrade, hohe Grünanteile und geeignete Durchlüftungsstruktu-
ren bestmöglich erhalten bleibt. 

1.3 Wohnungsbilanz, Leerstand und Innenentwicklung 

Die Begründung zum Vorentwurf enthält selbst eine Wohnungsbilanz, die eine besonders sorgfältige 
Begründung zusätzlicher großflächiger Wohnbauausweisungen nahelegt. Danach verfügt die Stadt 
Kitzscher über rund 3.495 Wohnungen. Dem wird ein rechnerischer Bedarf von lediglich etwa 2.937 
Wohneinheiten gegenübergestellt, ausgehend von einem Zielwert von ca. 5.580 Einwohnern und 1,9 
Personen je Wohnung [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 2.3, 4.1]. Zusätzlich wird ein Leerstand von 
etwa 560 Wohnungen bzw. rund 16,1 % benannt, insbesondere in den Großwohnanlagen [FNP-Begrün-
dung, April 2026, Kap. 2.4, 4.1]. 

Gleichzeitig sieht die 1. Fortschreibung rund 30 ha neue Wohnbauflächen vor, mit einem Potenzial von 
mindestens 300, eher 400 bis 500 weiteren Wohneinheiten [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 4.1; 
Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.1]. Eine hinreichend belastbare Gegenüberstellung von Außenentwick-
lung einerseits und der Aktivierung vorhandener Innenentwicklungspotenziale andererseits ist den 
Unterlagen nicht zu entnehmen. 
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Der BUND Sachsen verkennt nicht, dass qualitative Unterschiede zwischen leerstehenden Bestands-
wohnungen und neuen Eigenheimstandorten bestehen können. Gerade vor diesem Hintergrund verlangt 
§ 1a Abs. 2 BauGB jedoch, die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutz-
ter Flächen nachvollziehbar zu begründen und Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung 
zugrunde zu legen [BauGB § 1a; Gesetze im Internet, abgerufen 05.06.2026]. Dazu gehört auch die Frage, 
welche Leerstände und Baulücken aus welchen Gründen nicht oder nur eingeschränkt aktivierbar sind. 

Vor diesem Hintergrund reicht die in der Begründung im Wesentlichen qualitative Argumentation, 
wonach vor allem Eigenheime in attraktiver Lage nachgefragt würden, aus Sicht des BUND Sachsen 
nicht aus, um insbesondere die großen Außenbereichsflächen W7 und W8 zu rechtfertigen [FNP-Begrün-
dung, April 2026, Kap. 4.1]. 

Der BUND Sachsen fordert, auch im Hinblick auf die in den Unterlagen dargestellte Prognose der Bevöl-
kerungsentwicklung in Kitzscher, die Wohnbauflächenplanung insgesamt mit einer nachvollziehbaren 
Innenentwicklungsanalyse zu unterlegen. Dazu gehören insbesondere belastbare Angaben zur Aktivier-
barkeit von Leerstand, zu Baulücken, zu Umstrukturierungspotenzialen im Bestand und zu Flächenre-
serven in bereits überplanten Bereichen. 

2. Gewerbe- und Industrieflächen 

2.1 Gewerbe- und Industrieflächen G1 und G2 

Mit G1 und G2 sieht der Vorentwurf eine massive Erweiterung des bestehenden Gewerbe- und Indust-
riestandortes am ehemaligen Kraftwerksstandort Thierbach / „Goldener Born“ vor. G1 umfasst ca. 29,7 
ha, G2 ca. 36,0 ha. Zusammen handelt es sich damit um rund 65,7 ha zusätzliche gewerbliche Bauflä-
chen [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 4.3; Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.1, 4.4]. Bereits diese Grö-
ßenordnung macht die Flächen zu einem der zentralen Konfliktpunkte des Vorentwurfs. 

Die Begründung stellt zugleich fest, dass das bestehende Industrie- und Gewerbezentrum „Goldener 
Born“ über eine planungsrechtlich gesicherte Fläche von rund 55,5 ha verfügt und hiervon rund 14,5 ha 
als sofort verfügbare Ansiedlungsflächen vorhanden sind [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 2.5.1, 4.3]. 
Damit bestehen bereits im Bestand erhebliche Reserven. Vor diesem Hintergrund wird nicht hinreichend 
deutlich, warum zusätzlich ein derart umfangreicher neuer Flächenblock im Außenbereich ausgewiesen 
werden muss. 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass der Strukturwandel nach dem Braunkohleausstieg und die regio-
nalplanerischen Entwicklungsziele im Südraum Leipzig die Bereitstellung leistungsfähiger gewerblicher 
Standorte erfordern [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 2.5.1, 3.1]. Umso wichtiger ist es jedoch, § 1a 
Abs. 2 BauGB auch hier ernst zu nehmen. Zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flä-
chen für bauliche Nutzungen sind insbesondere die Wiedernutzbarmachung von Flächen und andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen [BauGB § 1a; Gesetze im Internet, abgerufen 05.06.2026]. 
Für gewerbliche Bauflächen bedeutet dies jedenfalls, dass vorhandene, planungsrechtlich gesicherte 
und erschlossene Flächenreserven in der Abwägung besonderes Gewicht haben. 

Der BUND Sachsen fordert daher, nachvollziehbar darzulegen, 

• weshalb die bestehenden Reserven im „Goldenen Born“ nicht ausreichen oder aus welchen kon-
kreten Gründen sie für die beabsichtigte Entwicklung nicht nutzbar sein sollen, 

• und welche Alternativen, etwa ein stufenweiser Ausbau mit Vorrang für intern liegende Reserve-
flächen oder die Festlegung eines maximalen Erweiterungsumfangs, geprüft wurden. 
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2.2 G1: Halde Trages (D 41), Freiraumkorridor und Landschaftsbild 

Besonders problematisch ist die Lage von G1 zwischen dem bestehenden Gewerbegebiet und der Halde 
Trages. Die Halde Trages ist als flächiges Kulturdenkmal D 41 in der Denkmalliste geführt [FNP-Begrün-
dung Anlagen, Anlage 3, lfd. Nr. 41; Planzeichnung Vorentwurf 16.04.2026]. Der Landschaftsplan wür-
digt sie zugleich als landschaftsprägende Landmarke und wichtigen Erholungsraum der Bergbaufolge-
landschaft [Landschaftsplan, April 2026]. Zwischen dem heutigen Gewerbestandort und der Halde 
besteht bislang ein unbebauter Bereich, der sich westlich außerhalb des Plangebiets mit Wald- und Feld-
strukturen fortsetzt [Planzeichnung Vorentwurf 16.04.2026; Landschaftsplan, April 2026]. 

Mit G1 würde dieser bislang durchgehend unbesiedelte Zwischenraum weitgehend unterbrochen. Damit 
rückt das Gewerbe- und Industriegebiet unmittelbar an das flächige Kulturdenkmal heran. Dies beein-
trächtigt die Wahrnehmbarkeit der Halde als freistehende, landschaftsprägende Landmarke der Berg-
baufolgelandschaft und schmälert zugleich den offenen Vorraum, der für das Landschaftserleben und 
den Biotopverbund von Bedeutung ist [Landschaftsplan, April 2026; FNP-Begründung Anlagen, Anlage 
3, lfd. Nr. 41]. 

Vor dem Hintergrund von § 1 Abs. 5 und § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sowie § 12 SächsDSchG, der ausdrück-
lich auch die Umgebung von Kulturdenkmalen erfasst, ist dieser Vorraum aus Sicht des BUND Sachsen 
als landschaftlich und denkmalschutzfachlich bedeutsamer Pufferraum zu werten [BauGB § 1; 
REVOSax SächsDSchG, abgerufen 05.06.2026]. 

Der BUND Sachsen fordert, G1 deutlich zu reduzieren oder aus der Planung herauszunehmen und den 
Freiraum zwischen Halde Trages und bestehendem Gewerbestandort als landschaftlich und denkmal-
schutzfachlich bedeutsamen Pufferraum zu sichern. 

2.3 G2: Annäherung an Thierbach, Klima und Immissionskonflikte 

Für G2 gilt im Ergebnis Ähnliches. Die Fläche erweitert den Gewerbe- und Industriekomplex südlich der 
S 48 weiter in Richtung der Ortslage Thierbach und rückt damit näher an Wohnnutzungen sowie an den 
historischen Ortskern heran [Planzeichnung Vorentwurf 16.04.2026; FNP-Begründung Anlagen, Anlage 
3, u. a. lfd. Nr. 14, 16]. Der Umweltbericht weist selbst darauf hin, dass bei den gewerblichen Erweiterun-
gen in Thierbach aufgrund des hohen Versiegelungsgrades negative Auswirkungen auf Klima und Luft 
sowie auf nahe Siedlungsbereiche nicht ausgeschlossen werden können; dies gelte ausdrücklich auch 
im Zusammenwirken mit bereits bestehenden Versiegelungsflächen des Industrie- und Gewerbegebiets 
[Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.4]. 

Gerade im Zusammenwirken von G1 und G2 entsteht damit um Thierbach ein deutlich verbreiterter 
gewerblicher Nutzungsriegel, der sowohl die klimatische Situation als auch das Orts- und Landschafts-
bild belastet [Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.4; Landschaftsplan, April 2026]. Die wirtschaftliche Ziel-
setzung der Stadt wird anerkannt; aus Sicht des BUND Sachsen ist jedoch eine klimaverträgliche und 
siedlungsverträgliche Dimensionierung erforderlich. 

Der BUND Sachsen fordert, 

• den Umfang insbesondere von G2 auf das nachweislich Erforderliche zu beschränken, 

• die Abwägung um eine belastbare Prüfung der Immissions- und Klimafolgen für Thierbach zu 
ergänzen, 

• und Pufferzonen mit Grünstrukturen und Höhenbegrenzungen zur angrenzenden Wohnbebauung 
und zum historischen Ortskern planerisch festzuschreiben. 
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3. Erneuerbare Energien / PV- und Agri-PV-Flächen 

Der BUND Sachsen begrüßt grundsätzlich die im Vorentwurf vorgesehene Stärkung erneuerbarer Ener-
gien und sieht den Ausbau von Freiflächen-Photovoltaik und Agri-PV als wichtigen Beitrag zum Klima- 
und Energiewandel [FNP-Begründung, April 2026, Kap. 4.4; Umweltbericht, April 2026, S. 6-8, 54-56]. Die 
tatsächlichen Umweltwirkungen dieser Vorhaben hängen jedoch wesentlich von der konkreten Ausge-
staltung in den nachfolgenden Bebauungsplanverfahren ab, etwa hinsichtlich Reihenabständen, Über-
deckung, Bewirtschaftung, Durchlässigkeit für Arten und Gestaltung von Einfriedungen [Umweltbericht, 
April 2026, Kap. 5.6, 5.9; Landschaftsplan, April 2026]. 

Der BUND Sachsen beschränkt sich im vorliegenden FNP-Verfahren daher auf den Hinweis, dass diese 
Aspekte auf Ebene der Bebauungsplanung differenziert zu prüfen und gegebenenfalls naturschutzfach-
lich nachzuschärfen sind. Eine grundsätzliche Ablehnung der dargestellten PV- und Agri-PV-Flächen ist 
mit dieser Stellungnahme nicht verbunden. 

4. Zusammenfassende Forderungen 

Aus Sicht des BUND Sachsen sollte die Stadt Kitzscher den Vorentwurf in folgenden Punkten überarbei-
ten: 

• deutliche Reduzierung oder erneute Prüfung der Wohnbauflächen W7 und W8, 

• erneute Prüfung der Wohnbaufläche W1 unter besonderer Berücksichtigung ihrer klimatischen 
Ausgleichsfunktion, 

• belastbare Herleitung des Wohnbauflächenbedarfs unter vorrangiger Berücksichtigung von Leer-
stand und Innenentwicklung, 

• deutliche Reduzierung oder erneute Prüfung der Gewerbe- und Industrieflächen G1 und G2, 

• vorrangige Ausschöpfung bereits vorhandener Gewerbeflächenreserven im Industrie- und Gewer-
bezentrum „Goldener Born", 

• Sicherung des Freiraums zwischen Halde Trages und bestehendem Gewerbestandort, 

• vertiefte Berücksichtigung der Auswirkungen auf Ortsbild, Denkmalschutz und Klimaanpassung 
im Bereich Thierbach. 

Sollte an den großflächigen Neuausweisungen festgehalten werden, bedarf es aus Sicht des BUND 
Sachsen jedenfalls einer deutlich vertieften und transparenteren Begründung, warum diese Flächen 
trotz erheblicher Innenentwicklungspotenziale, vorhandener Reserven und erkennbarer Konflikte mit 
Freiraum-, Klima-, Landschaftsbild- und Denkmalschutzbelangen notwendig sein sollen [FNP-Begrün-
dung, April 2026, Kap. 4.1, 4.3; Umweltbericht, April 2026, Kap. 4.1, 4.4, 5.9]. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


